
Die Ruine Anwil wird erneut saniert
Der Etappenort am Ruinenweg Kradolf–Schönenberg wird in den nächsten Wochen einer gründlichen Reparatur unterzogen.
Dabei werden die Reste des Turmes gesichert und der Zustand der Anlage umfassend dokumentiert.

KRADOLF-SCHÖNENBERG. Über die
Burg Anwil ist aus historischen
Quellen nur wenig bekannt.
Sicher wurde sie aber seit dem
17. Jahrhundert nicht mehr ge-
nutzt und ist kontinuierlich zer-
fallen, teilte der Informations-
dienst des Kantons Thurgau ges-
tern mit. «1984 dokumentierten
Mitarbeiter des Amts für Archäo-
logie den teilweise erhaltenen
Turm auf dem markanten Hügel
oberhalb Buhwils.»

Die heute noch sichtbaren
Baureste stammen wohl aus
dem 13. Jahrhundert. Die Burg
umfasste neben dem eher be-
scheidenen Hauptturm noch
Nebengebäude. Bronzezeitliche
Keramikscherben bezeugten,
dass der markante Hügel bereits
im 2. Jahrtausend v. Chr. besie-
delt worden ist.

Doch die Witterung hat Spu-
ren am ehrwürdigen Mauerwerk
hinterlassen. Die alten Mauer-
teile werden daher erneut sa-
niert. Zudem werden der Turm
und der noch fast imposantere
Burggraben eingemessen. Durch
Bodenradar konnten die Neben-
gebäude bestätigt und weitere
Bauten festgestellt werden.

Seit einigen Jahren befindet
sich die Ruine in Privatbesitz
und wird von der Genossen-
schaft Ruinen Kradolf-Schönen-
berg betreut. Ausserdem ist sie
Teil des Ruinenwegs. Im Herbst
soll sie wieder dem Publikum zur
Verfügung stehen. Die Arbeiten
werden von der Genossenschaft
Ruinen, der Gemeinde Kradolf-
Schönenberg sowie dem Amt für
Archäologie begleitet, heisst es in
der Mitteilung weiter. (red.)
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Aus der Luft betrachtet: Die Ruine Anwil.

Fahrende prüfen
Klage gegen den
Kanton St. Gallen
ST. GALLEN. Die Bewegung der
Schweizer Reisenden prüft eine
Klage gegen den Kanton St. Gal-
len. Damit reagiert die Organisa-
tion darauf, dass es nach dem
Nein der Gossauer Stimmbe-
rechtigten vom Wochenende
trotz Bundesauftrags weiterhin
keine Durchgangsplätze gibt.

Auf Abkommen abstützen

Die Bewegung der Schweizer
Reisenden ziehe «in Betracht»,
den Kanton St. Gallen als ersten
Kanton der Schweiz einzukla-
gen, weil das Rahmenabkom-
men des Europarats von 1998
nicht eingehalten werde, heisst
es auf der Homepage der Orga-
nisation. Im Abkommen ver-
pflichtet sich die Schweiz, die
Bedingungen zu fördern, die es
den Fahrenden als nationale
Minderheit ermöglichen, ihre
Kultur zu pflegen und weiterzu-
entwickeln.

Kritik an Bund und Kanton

Der Kanton St. Gallen halte
sich nicht an das Gesetz, stellte
Mike Gerzner, Präsident der
Bewegung Schweizer Reisenden,
fest. Auf die Frage, wieso es
gerade in diesem Kanton noch
keine Durchgangsplätze gibt, er-
klärt er: Dabei gehe es um Ras-
sismus: «Im Kanton St. Gallen
war man schon immer stärker
gegen die Jenischen.» Bei der
Klage geht es allerdings vor
allem um Grundsatzfragen. Die
Schweizer Jenischen würden in
ihrer Lebensweise gehindert, in-
dem man ihnen die Plätze weg-
nehme. Deshalb sei auch noch
offen, ob sich die Klage nicht
direkt gegen den Bund wenden
werde, erklärte Gerzner.

Seit dem Jahr 2006 sollte der
Kanton St. Gallen auf Geheiss
des Bundes sechs Durchgangs-
plätze für die Fahrenden bereit-
stellen. Ob die Suche nun unab-
hängig vom Ausgang der Ab-
stimmung in Gossau weitergeht,
lässt Kantonsplaner Ueli Strauss
noch offen (Ausgabe vom 7.
Juni). (sda)
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Referat über
Hortenses Gärten
SALENSTEIN. Dominik Gügel,
Direktor von Schloss und Park
Arenenberg und des Napoleon-
museums, referiert morgen
Donnerstag über die Entstehung
der Arenenberger Gärten, die
einst schon Hortense de Beau-
harnais verzauberten. Der Vor-
trag «Nicht nur ein Garten für
Hortense» ist Teil der populär-
wissenschaftlichen Reihe Are-
nenberger Entdeckungen und
findet am 9. Juni um 19 Uhr im
Cinéma im Prinzenflügel von
Schloss Arenenberg statt. (red.)

WWF organisiert
Schneckenrennen
WEINFELDEN. Der WWF lädt am
Samstag, 18. Juni, von 14 bis 16
Uhr zum jährlichen Thurgauer
Schneckenrennen ins Restau-
rant Frohsinn in Weinfelden ein.
Die Teilnehmenden sind einge-
laden, ihre eigene «Hüslischneg-
ge» mitzubringen oder rund um
das Restaurant Schnecken zu
suchen und für das Rennen zu
engagieren. Der Anlass findet bei
jeder Witterung statt, die Teil-
nahme ist gratis. (red.)
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Das St.Galler Kantonsparlament hat die acht Mitglieder des Spital-Verwaltungsrats bestätigt; das Präsidium ist noch vakant.

Neustart mit diversen Hürden
Die Wahl des Spitalpräsidiums liess die Wogen hochgehen. Nun haben sich Regierung und Fraktionschefs zu einer
Chropfleerete getroffen. Ziel ist, bis Herbst das weitere Vorgehen festzulegen – noch sind zahlreiche Fragen offen.
REGULA WEIK

ST. GALLEN. Der Schaden ist an-
gerichtet: Der Verwaltungsrat
der St. Galler Spitalunternehmen
steht ohne Präsidentin bezie-
hungsweise Präsident da. Das
wohl noch länger. Die Vakanz
wird so rasch nicht zu beheben
sein – auch wenn sich Regierung
und Fraktionspräsidenten ges-
tern zu einer Aussprache getrof-
fen haben. Zu einer «konstrukti-
ven», wie Gesundheitschefin
Heidi Hanselmann festhält. Der
Wille, die Debatte über das Spi-
talpräsidium zu «versachlichen»
und «miteinander einen Schritt
weiter zu gehen», sei von allen
Seiten bekräftigt worden.

An der Aussprache nahmen
neben Hanselmann die Regie-
rungsräte Martin Klöti, Stefan
Kölliker und Beni Würth sowie
die Fraktionsvertreter Michael
Götte (SVP), Peter Hartmann
(SP/Grüne), Walter Locher (FDP)
und Andreas Widmer (CVP/
Grünliberale) teil. Offene Fragen
gab es reichlich: Wird die Stelle

erneut öffentlich ausgeschrie-
ben? Wird ein Headhunter einge-
setzt oder als Begleiter beigezo-
gen? Oder wird das Präsidium
diesmal auf dem Berufungsweg
besetzt? All dies sei thematisiert
worden, sagt Hanselmann, ein
Entscheid sei aber nicht gefallen.
«Es ging vielmehr darum, die
Vorstellungen und Erwartungs-
haltungen von Regierung und
Parlament zu klären.»

Erneuter Bewerbungsprozess

Die Regierung ging mit zwei
Aufgaben aus dem Treffen: Sie
soll analysieren, wie der Bewer-
bungsprozess optimiert werden
kann – und sie soll prüfen, ob ein
externer Berater beigezogen
werden soll. Der Wahlvorschlag
der Regierung, die Wiler Ökono-
min Marianne Mettler, war von
den Bürgerlichen zerzaust wor-
den; daraufhin hatte sie sich aus
dem Rennen genommen. Nach
dieser Erfahrung wird die Regie-
rung, bevor sie den neuen Be-
werbungsprozess startet, erneut
mit den Fraktionspräsidenten

zusammenkommen. Dies dürfte
zwischen Sommer- und Herbst-
ferien der Fall sein.

Auf die Frage, ob die Frak-
tionschefs auch in den Auswahl-
prozess einbezogen würden,
antwortet die Gesundheitsche-
fin: Sie würden sicher frühzeiti-
ger informiert und ihre Meinung
berücksichtigt – «unter Wahrung
der Kompetenzen». Diese sind
gesetzlich definiert: Der Wahl-
prozess und die Wahl sind Sache
der Regierung; das Parlament
kann den Wahlvorschlag nur ge-
nehmigen – oder eben nicht.

Ruf nach mehr Entschädigung

Die heftige Kritik am Wahlvor-
schlag der Regierung in den ver-
gangenen Tagen machte deut-
lich: Regierung und Fraktionen
gewichten die notwendigen Fä-
higkeiten für das Spitalpräsidi-
um unterschiedlich. Sind stärker
strategische oder medizinische
Kompetenzen gefragt? «Da be-
stehen unterschiedliche Auffas-
sungen», sagt Heidi Hansel-
mann. Wie wohl auch beim Pen-

sum und der Entschädigung. «50
Prozent sind das absolute Mini-
mum», hält Hanselmann fest; sie
leitete den Spital-Verwaltungsrat
zehn Jahre lang. Realistisch sei
ein Pensum zwischen 60 und 80
Prozent. Verschiedentlich war in
den vergangenen Tagen eine
höhere Entschädigung gefordert
worden; nur so könne eine
ausgewiesene Persönlichkeit ge-
wonnen werden. Derzeit ist die
Rede von einer Jahresentschädi-
gung von 150 000 Franken. Der
Spielraum der Regierung sei da-
mit noch nicht ausgeschöpft,
möglich sei eine Erhöhung bis
auf 250 000 Franken, wird von
verschiedenen Seiten immer
wieder kolportiert.

Die Gesundheitschefin mag
der Debatte nicht vorgreifen; die
Regierung werde Pensum und
Entschädigung nochmals prü-
fen. Den Vergleich mit dem Ent-
gelt für die Spitalpräsidien ande-
rer Kantone brauche St. Gallen
nicht zu scheuen. Hanselmann
gibt zu bedenken: Eine deutliche
Erhöhung der Entschädigung

würde wohl «weitere Begehrlich-
keiten wecken». Die Präsidenten
anderer Verwaltungsräte öffent-
licher Unternehmen im Kanton
dürften dann rasch bei der Re-
gierung anklopfen.

Frühestens in einem Jahr

Interimistisch leitet Vizepräsi-
dent Guido Sutter den Spital-
Verwaltungsrat. Der 67jährige
Wirtschaftsanwalt und Ökonom
gehört dem Gremium seit zehn
Jahren an. Ist er keine Option als
Präsident? Sie hätten alle bis-
herigen Verwaltungsräte ange-
fragt, ob sie am Präsidium inter-
essiert seien – «so will es auch
das Gesetz», sagt Hanselmann.
«Alle lehnten ab.»

Selbst bei optimistischer Ein-
schätzung: Bis die neue Präsi-
dentin oder der neue Präsident
die Aufgabe übernehmen kann,
wird mindestens ein Jahr
verstreichen. Ziel der Regierung
sei, «baldmöglichst die richtige
Persönlichkeit für diese wichtige
Aufgabe zu finden», sagt die Ge-
sundheitschefin.

skbau
Textfeld
TZ 8.6.16, S. 19



